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Zu wenige Frauen in den Parlamenten – djb fordert: Augen auf bei der

Bundestagswahl!

Die kommende Bundestagswahl lässt befürchten, dass der Frauenanteil im Bundestag auf

unter 30 Prozent absinken wird. Die Zusammensetzung der Landeslisten der sich zur Wahl

stellenden politischen Parteien lässt leider vergleichbare Rückschritte wie bei den

diesjährigen Landtagswahlen erwarten. Denn die Landtagswahlen im Saarland im März 2017

sowie in Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen im Mai haben gemeinsam: In allen

drei Ländern ist der Frauenanteil in den Parlamenten zurückgegangen. Im Saarland von 39,2

Prozent auf 35,3 Prozent, in Schleswig-Holstein von 39,1 Prozent auf 30,1 Prozent, in

Nordrhein-Westfalen von 29,5 Prozent auf 27,1 Prozent. Einzig Parteien, die sich in ihrer

Satzung zu einer deutlichen Frauenquote bekannt haben – wie Bündnis90/Die Grünen, Die

Linke und mit geringerer Quote auch die SPD –, sorgen derzeit noch dafür, dass der

Frauenanteil in den Parlamenten nicht auf einen Stand wie vor 1980 zurückfällt. Die neue

Partei des französischen Staatspräsidenten Macron hat es vorgemacht, wie es geht: Sie

stellte hälftig Frauen zur Wahl. Das führt in der neuen französischen Nationalversammlung

dazu, dass seit Juni 2017 deren Frauenanteil von fast 27 Prozent auf nahezu 39 Prozent

gestiegen ist.

Wenn mehr als die Hälfte der Bevölkerung Frauen sind, kann es nicht gleichgültig sein, wie

viele Frauen am Ende in den Parlamenten zu finden sind. Die Wählerinnen und Wähler

können – von Parteimitgliedern abgesehen – auf die Landeslisten der Parteien keinen

Einfluss nehmen. Umso wichtiger wird es sein, dass sie ihre Wahl auch davon abhängig

machen, inwieweit sich Parteien dazu verpflichten, die Lebensumstände und -bedingungen

für Frauen in der Bundesrepublik zu verbessern. Der Deutsche Juristinnenbund e.V. (djb) hat

hierzu in seiner Pressemitteilung vom 24. März 2017 deutliche Wahlforderungen genannt.

Es gilt, die Wahlprogramme der Parteien hieran zu messen. Ob aber Parteien geglaubt

werden kann, dass sie ihre frauenrelevanten Wahlversprechen auch halten werden, bedarf

ebenfalls der Prüfung. „Die Erfahrung lehrt, dass Politik, die die Lebenssituation von Frauen

ernst nimmt und gezielt verbessern will, häufiger von weiblichen Politikern vorrangig

gefordert und durchgesetzt wird. Auch deshalb ist es ganz und gar nicht gleichgültig, wie

viele weibliche Abgeordnete in den Parlamenten sitzen“, erklärt Ramona Pisal, Präsidentin

des djb, „ – und es müssen noch deutlich mehr werden.“


